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Anderungsantrag zur DS 2425/202L:
Ausweitung und Verstetigung von Einwohnerxinnenbeteiligung in der LHH

Der ßat möse beschließen:

Der Entwurf der Verwaltung zur o.g. DS wird wie folgt ergänzt / erweitert:

Die von der Verwoltung vorgelegten Pilotprojekte müssen, nachdem eine entsprechende

Einwohner/innen-Beteitigung stottgefunden hot, donn letztendlich auch zeitnoh und unobhängig von

der Finanzlage der Stadt Honnover umgesefr;t werden.

Sie dürfen nicht oufgrund fehtender Haushaltsmi*el oder qus snderen Gründen out die ,,auf die lange

Bank" geschoben werden.

BeHründung:

Die Einbeziehung / Beteiligung der Einwohnerinnen und Einwohner ist wichtig und richtig für eine

gelebte Demokratiel
Allerdings ist es wenig sinnvoll, wenn die Verwaltung mit hohem Aufwand und teils großem finanziellen

Einsatz eine Bürgerbeteiligung ins Leben ruft, das Ergebnis aufgrund dieser Beteiligung,,offiziell"

beschlossen wird, dann aber letztlich doch aufgrund der schlechten Haushaltslage der Stadt ,,auf Els

gelegt" wird...

Ein Beispiel wäre die vor wenigen Jahren durchgeführte Bürgerbeteiligung zur,,Umgestaltung des

Steintorplatzes": Hier wurden mit erheblichem Aufwand die BÜrgerinnen und Bürger ermutigt, ihre

Vorschläge für die Neugestaltung des Steintorplatzes einzubringen. Aufgrund der schlechten

Haushaltslage der Stedt (natürlich auch bedingt durch die Corona-Pandemie) ist dieses Projekt nun bis

a uf weiteres verschoben.
Nicht wenige fragen sich sicherlich zu Recht: ,,Wozu eigentlich die damals durchgeführte Beteiligung

und der ganze ,Aufwand, wenn nichts passiert?"

Ein solches Vorgehen (auch wenn es aufgrund der finanziellen Situation durchaus nachvollziehbar sein

mag) kann dazu führen, dass zukünftig die Bereitschaft der Einwohner/innen zur Teilnahme an

iligungen" abnimmt. lm lnteresse aller sollte das vermieden werden.


